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Der Erfurter Notfallbogen wird bundesweit 
in der Beratung zur „Gesundheitlichen Ver-
sorgungsplanung in der letzten Lebens-
phase“ eingesetzt und liegt aktuell in der 
zweiten Auflage vor.

Einleitung

Notfallsituationen erfordern rasches und 
zielgerichtetes Handeln. Die Behandlung 
ist dabei am Willen des Betroffenen aus-
zurichten. In einer Notfallsituation ist der 
Betroffene aber oftmals aufgrund der zum 
Notfall führenden Erkrankung oder einer 
schon vorbestehenden Einschränkung 
nicht einwilligungsfähig. Rechtliche Vertre-
ter zur Ermittlung des Patientenwillens 
sind im Notfall oft nicht anwesend oder 
erreichbar. Das Instrument der Patienten-
verfügung wird teilweise für Notfallsituati-
onen als nicht hilfreich angesehen – einer-
seits ist die Prüfung einer Patientenverfü-
gung zeitlich oft nicht möglich, anderer-
seits wird sie häufig für den aktuellen 
Notfall als nicht zutreffend eingeschätzt.
So kommt es bei Notfällen mitunter zu ei-
ner Unter- oder Überversorgung. Gerade 
bei Menschen im Alter > 65 Jahren nah-
men in den letzten Jahren die Behandlun-
gen auf Intensivstationen am Lebensende 
deutlich zu. Gleichzeitig möchte die Mehr-
zahl der Menschen, die zu Hause oder in 
einer Pflegeeinrichtung leben, dort auch 
versterben. Wie kann eine adäquate Ver-
sorgung nach dem Willen des Betroffenen 
gelingen? Was kann Pflegekräften in Ein-
richtungen der Altenhilfe, Beschäftigten in 
besonderen Wohnformen der Eingliede-
rungshilfe und Rettungskräften Orientie-
rung und Handlungssicherheit geben, um 
auch im Notfall ethisch angemessene Ent-
scheidungen zu treffen?

Advance Care Planning

International findet das Konzept des Ad-
vance Care Planning (ACP) in den letzten 
Jahren immer größere Verbreitung. ACP 
wird im deutschen Sprachraum als „Ge-
sundheitliche Versorgungsplanung“ oder 
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„Vorausschauende Versorgungsplanung“ 
bezeichnet.
Das Konzept des Advance Care Planning 
umfasst den durch spezifisch ausgebilde-
te Berater begleiteten Prozess der Ausein-
andersetzung einer Person mit ihren Wün-
schen und Zielen für eine künftige medizi-
nisch-pflegerische Versorgung. Die Bera-
ter stammen aus verschiedenen Berei-
chen des Gesundheitswesens. Die Person 
wird durch die Berater unterstützt, für 
künftige Entscheidungen zugrunde liegen-
de Werte und Vorlieben zu erkunden und 
zu reflektieren, diese mitzuteilen und ggf. 
so zu dokumentieren, dass sie im Falle 
der Nichteinwilligungsfähigkeit rasch zu-
gänglich und nachvollziehbar sind. Die zu 
beratende Person wird in den Themenfel-
dern der psychosozialen, seelsorglichen 
und pflegerischen Fragestellungen und zu 
medizinischen Behandlungsmaßnahmen 
individuell und ausgerichtet an den per-
sönlichen Bedarfen beraten, ggf. werden 
die Behandler bei komplexen Fragestellun-
gen durch die ACP-Berater in den Ge-
sprächsprozess einbezogen. ACP befähigt 
die Person, wohlinformierte, den individu-
ellen Bedürfnissen und Werten gerecht 
werdende Entscheidungen zu treffen und 
stärkt die Würde, Autonomie und Lebens-
qualität. Bezugspersonen (An- und Zuge-
hörige sowie Vertrauenspersonen) können 
insbesondere in ihrer Funktion als rechtli-
che Vertreter mit einbezogen werden, um 
sie dabei zu unterstützen, im Falle der Ein-
willigungsunfähigkeit der Person stellver-
tretend eine dem Willen der Person ent-
sprechende Entscheidung treffen zu kön-
nen. Auch ohne Vertretungsauftrag kön-
nen sie als authentische Informations-
quellen für den Willen und die Werte der 
Person am Prozess beteiligt werden. Be-
handler und an der regionalen medizi-
nisch-pflegerisch-therapeutischen Versor-
gung beteiligte Akteure werden individuell 
und vernetzend einbezogen, um sicherzu-
stellen, dass die Versorgung dem Willen 
der Person entspricht. Ein ACP-Prozess 
kann jederzeit begonnen, beendet oder 
wieder aufgenommen werden, und die 

Festlegungen und Ergebnisse sollten in 
regelmäßigen Abständen, insbesondere 
bei Änderung des Gesundheitszustandes, 
überprüft werden.

§ 132g SGB V

Der Gesetzgeber hat 2015 mit dem  
§ 132g SGB V die Möglichkeit der „Ge-
sundheitlichen Versorgungsplanung für 
die letzte Lebensphase“ für gesetzlich 
krankenversicherte Bewohner stationärer 
Einrichtungen der Altenhilfe und Klienten 
der Eingliederungshilfe geschaffen. Die 
Vereinbarung über Inhalte und Anforde-
rungen der gesundheitlichen Versorgungs-
planung für die letzte Lebensphase vom 
13. Dezember 2017 zwischen Kranken-
kassen und Leistungserbringern bzw. Ein-
richtungsträgern sieht explizit in § 5 Abs. 
4 die Beratung zu möglichen Notfallsitua-
tionen und in § 9 Abs. 3 eine Dokumenta-
tion der Wünsche für die Behandlung im 
Notfall, beispielsweise in Form eines Not-
fallbogens, vor. Dabei ist eine Kenntnis-
nahme durch den Hausarzt vorgesehen. 
Hausärzte werden zudem durch Fallbe-
sprechungen in den ACP-Prozess einge-
bunden. Hierfür kann die Ziffer 37400 
abgerechnet werden.

Notfallbögen

Deutschlandweit entstanden mittlerweile, 
beginnend mit dem Modellprojekt LIMITS 
im Jahr 2001, eine Vielzahl von Vorlagen 
für Notfallbögen in unterschiedlicher Aus-
gestaltung mit teils spezifischem Anwen-
dungsbereich. Beispielsweise ist der PAL-
MA-Bogen explizit auf eine palliative Situa-
tion zugeschnitten, andere beziehen sich 
nicht auf ein spezielles Krankheitsstadi-
um. Während der Bogen des LIMITS-Pro-
jektes und beispielweise der Bogen der 
Ärztekammer Westfalen-Lippe ausschließ-
lich eine Festlegung zur Frage nach einer 
Reanimation treffen, arbeiten andere Bö-
gen wie die „Verfügung für Notfälle“ des 
Berliner Senats oder die „Ärztliche Anord-
nung für den Notfall“ aus dem System Be-
handlung im Voraus planen (BVP) mit ab-
gestuften Kategorien. Hier können Festle-
gungen zwischen Maximaltherapie und 
palliativer Versorgung vor Ort getroffen 
werden. Dies erscheint durchaus sinnvoll, 
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da in der ersten Phase der Notfallversor-
gung die entscheidenden Weichen für die 
Weiterversorgung gestellt werden. Liegt 
der Patientenwille in übersichtlicher Form 
vor, kann er auch in Situationen zuverläs-
sig beachtet werden, in denen unter Zeit-
druck lebenswichtige Entscheidungen ge-
troffen werden müssen. Zeitkritisch ist 
dabei die Entscheidung über den Beginn 
lebensrettender Maßnahmen wie eine Re-
animation oder Intubation. Für die weitere 
Versorgung ist die Information entschei-
dend, ob der Patient einem Transport ins 
Krankenhaus zustimmt und ob er dort 
auch intensivmedizinisch behandelt wer-
den möchte.
Immer mehr medizinische Fachgesell-
schaften unterstützen das Konzept ACP 
und den Notfallbogen: So heben beispiels-
weise das European Resuscitation Council 
in seinen Leitlinien zur Reanimation und 
der ehemalige Präsident der Deutschen 
interdisziplinären Vereinigung für Intensiv- 
und Notfallmedizin, Uwe Janssens, die 
Bedeutung von ACP hervor. Die Ärztlichen 
Leiter Rettungsdienst in Thüringen befür-
worteten schon in der Entwicklungsphase 
des Erfurter Notfallbogens 2019 seinen 
Einsatz. Aus intensivmedizinischer, notfall-
medizinischer und palliativmedizinischer 
Sicht spielt eine gut begleitete Vorauspla-
nung eine entscheidende Rolle bei der 
patientenzentrierten Notfallversorgung.
Ziele sind dabei die Dokumentation einer 
validen Entscheidung des Bewohners, Ver-
meidung von Über- oder Untertherapie, 
Orientierung für die Pflegenden, Mitarbei-
ter und Rettungskräfte, um im Ernstfall 
ethisch angemessene Entscheidungen 
treffen zu können und Rechtssicherheit 
für alle an der Versorgung Beteiligten.

Rechtliche Rahmenbedingungen

Vor der Durchführung einer medizinischen 
Maßnahme müssen zwei Bedingungen 
zwingend erfüllt sein:
1) Die Indikation zur Durchführung der 
Maßnahme muss gegeben sein, d. h., die 
Maßnahme muss nach dem aktuell allge-
mein anerkannten fachlichen Standard 
geeignet und verhältnismäßig sein,  
ein avisiertes Therapieziel zu erreichen  
(§ 1901b Abs. 1 und § 630a Abs. 2 BGB).
2) Vor der Durchführung der Maßnahme 

muss der Behandelnde die Einwilligung 
des Patienten und bei dessen Einwilli-
gungsunfähigkeit seines Vertreters (Be-
vollmächtigter oder rechtlicher Betreuer) 
in die Maßnahme einholen (§ 630d Abs. 1 
BGB). Wirksam kann eine solche Einwilli-
gung nur dann sein, wenn der Patient bzw. 
sein Vertreter aufgeklärt worden ist  
(§ 630e Abs. 1–4 BGB). Für den Fall einer 
späteren Nichteinwilligungsfähigkeit kön-
nen schriftliche Festlegungen für die Ein-
willigung in eventuelle künftige medizini-
sche Behandlungen getroffen werden 
(Patientenverfügung, § 1901a BGB). Liegt 
eine solche Patientenverfügung nicht vor, 
muss der Vertreter den (mutmaßlichen) 
Willen des Betreffenden feststellen und 
auf dieser Grundlage über die Einwilligung 
entscheiden (§ 1901a Abs. 2 BGB). Der 
Patientenwille kann durch drei Formen 
zum Ausdruck kommen: (1) Patientenver-
fügung, (2) Behandlungswünsche und (3) 
mutmaßlicher Wille.
Bei einwilligungsfähigen Menschen stellt 
der Notfallbogen eine Patientenverfügung 
dar, da alle Wirksamkeitserfordernisse ge-
mäß § 1901a BGB erfüllt sind. Der Notfall-
bogen kann dabei eine Patientenverfü-
gung für die akute Notfallsituation konkre-
tisieren, ist aber auch ohne ergänzende 
weitere Patientenverfügung als solche zu 
verstehen. Damit entfaltet der Notfallbo-
gen Wirkung in der Situation, in welcher 
der Patient nicht einwilligungsfähig ist. Die 
Information zu den Inhalten des Notfallbo-
gens obliegt dem ACP-Berater, der bei Be-
darf die behandelnden Ärzte in Form einer 
Fallbesprechung gemäß § 132g Abs. 2 
SGB V hinzuziehen kann.

Prozess Runder Tisch ACP Erfurt

Die Vereinbarung über Inhalte und Anfor-
derungen der gesundheitlichen Versor-
gungsplanung für die letzte Lebensphase 
vom 13. Dezember 2017 fordert in § 11 
eine externe Vernetzung. Auf Initiative des 
Zentrums für Angewandte Ethik in Erfurt 
fand am 24. Mai 2018 das erste Treffen 
des Runden Tisches ACP statt. Mitglieder 
des Runden Tisches ACP sind Vertreter 
von Einrichtungen der Altenhilfe und Ein-
gliederungshilfe, des Rettungsdienstes, 
der beiden Krankenhäuser in Erfurt, der 
SAPV, des Hospizes, der Betreuungsstelle 

der Stadt, von Betreuungsvereinen, Kran-
kenkassen, Wohlfahrtsverbänden sowie 
Seelsorgende. Neben anderen Aktivitäten 
entstand in mehreren Abstimmungsrun-
den der im Folgenden vorgestellte Notfall-
bogen.

Erfurter Notfallbogen

Bei der Erstellung des Bogens war es den 
Mitgliedern des Runden Tisches ACP wich-
tig, ein Formular zu entwickeln, das so-
wohl bei Einwilligungsfähigkeit als auch für 
nicht (mehr) einwilligungsfähige Personen 
genutzt werden kann und die Einwilli-
gungsfähigkeit zum Zeitpunkt der Erstel-
lung klar dokumentiert. Auf einen Blick 
soll der Notfallversorger erkennen kön-
nen, ob es sich um eine konkrete Voraus-
verfügung (bei Einwilligungsfähigkeit) oder 
um ermittelte Behandlungswünsche han-
delt. Das wurde folgendermaßen gelöst:
■	 Im oberen Teil des Bogens finden sich 

unter den persönlichen Angaben der 
verfügenden Person zwei Kästen: Links 
in Blau setzt der einwilligungsfähige 
Verfügende sein Kreuz. Wird der Be-
handlungswille der nicht einwilligungs-
fähigen Person durch einen Vertreter 
(Bevollmächtigter oder rechtlicher Be-
treuer) ermittelt, wird das Kreuz auf der 
rechten, gelben Seite gesetzt.

■	 Korrespondierend dazu sind auch die 
Unterschriftsfelder gestaltet. Die einwil-
ligungsfähige Person unterzeichnet 
links im blauen Feld. Im Falle der nicht-
einwilligungsfähigen Person unterzeich-
net der Vertreter im gelben Kasten.

■	 Mit der Unterschrift des ACP-Beraters 
wird dokumentiert, dass eine ausführli-
che Beratung die Erstellung des Notfall-
bogens begleitet hat. Die Beratung 
nach § 132g SGB V sieht vor, dass der 
Berater bei Zweifeln an der Einwilli-
gungsfähigkeit eine entsprechende 
ärztliche Prüfung veranlasst. Somit be-
stätigt die Unterschrift des Beraters, 
dass kein Zweifel an der Einwilligungs-
fähigkeit bestand. Weiterhin ist es im 
System ACP Aufgabe des ACP-Bera-
ters, die Gültigkeit der Vorsorgevoll-
macht bzw. des Aufgabenkreises einer 
rechtlichen Betreuung zu überprüfen.

■	 Der Hausarzt bestätigt mit seiner Un-
terschrift, dass der dokumentierte Wil-



F O R T B I L D U N G

ÄRZ TEBL AT T THÜRINGEN ·  6/2021 35

NOTFALLBOGEN

geb. am Nachname, Vorname

In einer Notfallsituation, in der ich 
selbst nicht mehr meine Wünsche 
äußern kann, ist es mein Wille, wie 
folgt behandelt zu werden:

Der Wille der genannten Person wur-
de ermittelt und sie / er möchte wie 
folgt behandelt werden:

Nur eine Kategorie auswählen, sonst ungültig!
Wieder-

belebung
Beatmung 

Tubus
Beatmung 

Maske
Intensiv-
station

Kranken-
haus

Symptom-
kontrolle

Behandlung gewünscht mit allen erforderlichen Maßnahmen:

A JA JA JA JA JA JA

Behandlung gewünscht, aber mit folgenden Einschränkungen:

B NEIN JA JA JA JA JA

DNR - Keine Herz-Lungen-Wiederbelebung gewünscht,  
ansonsten indizierte Notfall- und Intensivbehandlung ohne weitere Einschränkungen 

C NEIN NEIN JA JA JA JA

Keine Intubation, keine Herz-Lungen-Wiederbelebung gewünscht; 
ansonsten indizierte Notfall- und Intensivbehandlung

D NEIN NEIN NEIN JA JA JA

Keine Maskenbeatmung, keine Intubation, keine Herz-
Lungen-Wiederbelebung gewünscht; ansonsten indizierte 
Notfall- und Intensivbehandlung

E NEIN NEIN NEIN NEIN JA JA

Behandlung im Krankenhaus 
gewünscht, keine Intensiv-
station

Linderung meiner Beschwerden gewünscht (Palliativbehandlung)

F NEIN NEIN NEIN NEIN NEIN JA

____.____._______

Zur Kenntnis 
genommen   ____.____._______         ________________________________________

05
.0

5.
20

21
  R

un
de

r T
is

ch
 A

C
P 

Er
fu

rt 
· a

cp
-th

ue
rin

ge
n.

de

____.____.____________________________

____.____._______
Unterschrift ACP-Berater*in

Ort Datum

Stempel

Ich stimme einer Organspende zu:      JA /    NEIN [nur bei Kategorie A oder B]

Unterschrift Ärzt*in                      StempelDatum                                  

Datum

Beratene Person Rechtliche*r Vertreter*in
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le der Person zur Kenntnis genommen 
wurde. Rechtlich notwendig für die Gül-
tigkeit ist die Unterschrift aber nicht. 
Der § 132g Abs. 2 SGB V sieht vor, 
dass bei medizinisch komplexen Frage-
stellungen eine Fallbesprechung unter 
Beteiligung aller Behandler einberufen 
werden soll. Bestehen also im Bera-
tungsprozess Informationsbedarf oder 
Unklarheiten zu medizinischen Sach-
verhalten, Prognose und Behandlungs-
aussichten, werden diese im Rahmen 
einer Fallbesprechung gemäß § 132g 
SGB V adressiert, damit die beratene 
Person im Sinne eines Shared Decision 
Making ihre Festlegungen treffen kann. 
Somit bestätigt die einwilligungsfähige 
Person bzw. der Vertreter mit der Unter-
schrift auch, dass diesbezüglich keine 
Zweifel und Fragen bestanden. Eine 
Aussage zur medizinischen Indikation 
findet sich im Erfurter Notfallbogen 
also nicht, diese werden aber im Bera-
tungsprozess thematisiert.

Die konkreten Behandlungswünsche der 
Person werden im mittleren Teil des Bo-
gens in abgestuften Kategorien von „A“ 
(maximale Therapie) bis „F“ (keine Kran-
kenhausbehandlung, palliatives Therapie-
ziel) erfasst. Bei der Festlegung der Kate-
gorien haben wir uns für die im Notfall 
handlungsleitenden Optionen entschie-
den, welche die weitere Versorgung be-
stimmen:
■	 Möchte die Person reanimiert werden? 
■	 Möchte die Person beatmet werden, 

und wenn ja, wie invasiv? 
■	 Möchte die Person auf der Intensivsta-

tion behandelt werden? 
■	 Möchte die Person ins Krankenhaus 

gebracht werden?
■	 Oder – unter Inkaufnahme aller sich 

daraus ergebenden Konsequenzen – 
vor Ort bleiben?

Dies ermöglicht eine rasche Planung der 
weiteren Versorgung.
Wenn eine Person alle medizinisch sinn-
vollen Maßnahmen wünscht und folglich 
Kategorie A angekreuzt ist, werden bei 
Herz-Kreislauf-Stillstand umgehend le-
bensrettende Sofortmaßnahmen (Reani-
mation) begonnen und ein Notruf durch 
das Pflege- bzw. Betreuungspersonal ab-
gesetzt.

Bei Menschen, die nicht reanimiert wer-
den wollen und folglich eine der Kategori-
en B–F angekreuzt haben, werden in der 
Situation des Herz-Kreislauf-Stillstandes 
keine lebensrettenden Sofortmaßnahmen 
begonnen und auch kein Notruf getätigt.
Bei allen anderen Notfallsituationen mit 
erhaltenem Kreislauf wird ein Notruf abge-
setzt oder entsprechend dem vereinbar-
ten Vorgehen der Hausarzt oder das SAPV-
Team verständigt. Diese können dann die 
Person nach ihren Wünschen behandeln.
Zuletzt gibt der Notfallbogen Auskunft 
über die Organspendebereitschaft. Eine 
Organspende ist nur bei Kategorie A und 
B möglich, da die Organentnahme bei irre-
versiblem Hirnfunktionsausfall eine inten-
sivmedizinische Versorgung mit invasiver 
Beatmung bei ausgefallener Spontanat-
mung voraussetzt. Der ACP-Berater achtet 
auf die konsistente Dokumentation des 
Willens.

Fazit und Ausblick

Durch die 2015 neu eingeführte Gesund-
heitliche Versorgungsplanung für die letz-
te Lebensphase nach § 132g SGB V ha-
ben Bewohner in der Alten- und Eingliede-
rungshilfe ein umfangreiches Beratungs-
angebot, um im Rahmen von Advance 
Care Planning ihre Behandlungswünsche 
zu erkunden, zu reflektieren, diese mitzu-
teilen und zu dokumentieren. Durch ACP-
Berater können valide und konsistente 
Entscheidungen dokumentiert werden.
Der Erfurter Notfallbogen bietet in kom-
pakter Darstellung übersichtlich und intu-
itiv auf einer Seite einen Überblick über 
die Behandlungswünsche der Person. Ins-
besondere für zeitkritische Situationen 
können bei einwilligungsunfähigen Men-
schen Entscheidungen rasch getroffen 
werden. Dies schafft durch die eindeutige 
Willensdokumentation Handlungs- und 
Rechtssicherheit für alle an der Notfallver-
sorgung Beteiligten.
Der Bogen wird nach der Empfehlung der 
Ärztlichen Leiter Rettungsdienst breit in 
Thüringen und mittlerweile auch deutsch-
landweit eingesetzt, und wir erhalten zum 
praxisorientierten und von Praktikern ent-
wickelten Notfallbogen ausnahmslos posi-
tive Rückmeldungen. Nun liegt er in der 
zweiten, überarbeiteten Version vor. Aktu-

alisiertes Begleitmaterial mit Informatio-
nen für Hausärzte und einer Anleitung für 
ACP-Berater hilft bei der Anwendung.
Zur erfolgreichen regionalen Implementie-
rung von ACP sind Information und Beteili-
gung aller an der Versorgung Mitwirken-
den elementar. Daher bieten wir regelmä-
ßige Fortbildungsveranstaltungen für 
Hausärzte, Rettungsdienst- und Kranken-
hauspersonal auch in digitaler Form an.
Damit der Erfurter Notfallbogen noch brei-
ter eingesetzt werden kann, ist die Über-
setzung in Leichte Sprache vorgesehen. 
Im Einsatz in der Eingliederungshilfe er-
probt, kann Leichte Sprache auch älteren 
Menschen das Lesen und Erfassen von 
Texten erleichtern – ein wichtiger Beitrag 
zu Selbstbestimmung und Teilhabe!

Haben Sie Interesse an einer Mitwirkung 
am Runden Tisch ACP, an einer weiteren 
Vernetzung oder Fragen zum Notfallbo-
gen? Nehmen Sie gerne Kontakt zu uns 
auf. Die Vernetzungsplattform des Run-
den Tisches ACP lautet: 
www.acp-thueringen.de 
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